
Öffentliche Bekanntmachung  

Allgemeinverfügung der Stadt Bornheim vom 20.03.2020 zu weiteren kontakt-

reduzierenden Maßnahmen ab dem 20.03.2020 zur Bekämpfung von übertrag-

baren Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infek-

tionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz)  

 
 
Unter Aufhebung der gleichnamigen Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 wird ge-
mäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - 
IfSG) zur Verhütung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virusinfektionen folgen-
de Allgemeinverfügung angeordnet: 
 
1.  Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten nach RKI-Klassifizierung gelten für den 

Zeitraum von 14 Tagen nach Aufenthalt Betretungsverbote für folgende Berei-
che: 

 

 Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege-
stellen, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, „Kinderbetreuung in be-
sonderen Fällen", Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige 
Personen betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 
SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe) 

 Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine 
den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialy-
seeinrichtungen, Tageskliniken 

 Stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe 

 Besondere Wohnformen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen 

 Berufsschulen 

 Hochschulen 

 

2.  Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie für statio-
näre Einrichtungen der Pflege, der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen 
im Sinne des SGB IX und ähnliche Einrichtungen gilt: 

 

 Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von 
Corona-Viren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen und per-
sönliche Schutzausrüstung einzusparen. 

 Sie haben Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche 
auszusprechen; maximal ist aber ein registrierter Besucher pro Bewohner / 
Patient pro Tag mit Schutzmaßnahmen und mit Hygieneunterweisung zuzu-
lassen. Ausgenommen davon sind medizinisch oder ethisch-sozial angezeig-
te Besuche (z. B. Kinderstationen, Palliativpatienten). 

 Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtun-
gen für Patienten und Besucher sind zu schließen 



 

 Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informations-
veranstaltungen etc. sind zu unterlassen. 

 
3.  Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind zu schließen 

beziehungsweise einzustellen: 
 

 Alle Kneipen, Cafés, Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Opern- und Kon-
zerthäuser, Kinos, Museen und ähnliche Einrichtungen unabhängig von der 
jeweiligen Trägerschaft oder von Eigentumsverhältnissen ab dem 
16.03.2020. 

Unter Cafés sind auch Eiscafés, Eisdielen (einschließlich des Thekenver-
kaufs zur Straße hin) und ähnliche Einrichtungen (wie z.B. Eisverkaufswa-
gen) zu verstehen. Unter Bars fallen auch Shisha-Bars. 

 Alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von Frei-
zeitaktivitäten (drinnen und draußen), Spezialmärkte und ähnliche Einrich-
tungen ab dem 18.03.2020. 

 Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und sogenannte „Spaßbäder", Saunen 
und ähnliche Einrichtungen ab dem 16.03.2020 

 Spiel- und Bolzplätze ab dem 18.03.2020. Zu den Spiel- und Bolzplätzen 
zählen auch Skateranlagen, Bouleplätze, öffentliche Tischtennisplatten etc. 

 Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sonstigen öffentli-
chen und privaten außerschulischen Bildungseinrichtungen ab dem 
17.03.2020 

 Reisebusreisen ab dem 18.03.2020 

 Jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen 
sowie alle Zusammenkünfte in Vereinen, Sportvereinen, sonstigen Sport- 
und Freizeiteinrichtungen ab dem 17.03.2020 

 Zusammenkünfte in Vereinsheimen, Dorfgemeinschaftshäusern und sonsti-
gen Versammlungsstätten ab dem 17.03.2020 

 Zusammenkünfte in Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Ein-
richtungen ab dem 16.03.2020 

 Gleiches gilt für Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen ab 
dem 16.03.2020. 

Ferner werden der Verzehr von Speisen und Getränken sowie der Aufenthalt 
von Kunden und Gästen innerhalb von Restaurants, Speisegaststätten, Biergär-
ten, Bäckereien, Eisdielen usw. ab Donnerstag, den 19.03.2020 vollständig un-
tersagt. 

Schnellrestaurants und Imbisse fallen unter den Begriff „Restaurants“. 

 



Von diesem Verbot ausgenommen sind Lieferserviceangebote, sogenannte 
Drive In-Restaurantschalter oder sonstiger Außer- Haus-Verkauf von Speisen 
und Getränken. 

 
 

4.  Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen ist ab dem 
16.03.2020 zu beschränken und nur unter strengen Auflagen sowohl für den In-
nen- als auch den Außenbereich (Besucherregistrierung mit Kontaktdaten, Reg-
lementierung der Besucherzahl, Vorgaben für Mindestabstände zwischen Ti-
schen von 2 Metern, Hygienemaßnahmen, Aushänge mit Hinweisen zu richtigen 
Hygienemaßnahmen etc.) zu gestatten: 

 Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und 

 Hotels für die Bewirtung von Übernachtungsgästen 

 
5.  Ausgenommen von einer Schließung sind der Einzelhandel für Lebensmittel, 

Wochenmärkte, Abhol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, Apotheken, Sanitäts-
häuser, Drogerien, Tankstellen, Banken und Sparkassen, Poststellen, Frisöre, 
Reinigungen, Waschsalons, der Zeitungsverkauf, Bau-, Gartenbau- und Tierbe-
darfsmärkte und der Großhandel. Alle anderen Verkaufsstellen des Einzelhan-
dels sind ab dem 18.03.2020 zu schließen. Das bedeutet, dass z. B. alle Ober-
bekleidungsgeschäfte, Schmuck- und Uhrengeschäfte, Blumengeschäfte ge-
schlossen werden. Geschäfte, die ein Mischsortiment an Lebensmitteln, Droge-
rieartikeln und Non-Food-Artikeln (wie z. B. Dekorationsartikel oder Kleidung) 
führen, fallen nicht unter die in Satz 1 aufgezählten Einzelhandelsbetriebe. Auch 
hier ist der Schwerpunkt des Sortiments entscheidend. 

 
Dienstleister und Handwerker können ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen. Als 
Dienstleistungen sind immaterielle Güter anzusehen, in deren Mittelpunkt eine 
Leistung steht, welche von einer natürlichen oder juristischen Person zur Be-
darfsabdeckung im Rahmen der Sicherstellung der Grundversorgung der Bevöl-
kerung erbracht wird. Durch die gleichzeitige Nennung der Handwerker - die ih-
rerseits auch selbst Dienstleister sind - hat das Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen die restriktive Zielrichtung 
dieser Regelung deutlich gemacht. 

 
Offen zu halten sind dementsprechend diejenigen Dienstleistungen des täglichen 
Bedarfs, die ohne das Zusammenkommen von Personengruppen erbracht wer-
den. Hierzu zählen insbesondere die Tätigkeiten der freien Berufe wie Rechts-
anwälte, Steuerberater, Architekten und Ingenieure. 
 
Auch Autowerkstätten sowie der Autohandel fallen unter den Begriff Dienstleister, 
die ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen können. 

 
Bei Fahrschulen ist eine differenzierte Betrachtung angebracht:  

Der praktische Fahrunterricht (Fahrstunden) darf als Dienstleistung weiterhin 
durchgeführt werden. Der Theorieunterricht kommt hingegen Fortbildungsange-
boten in Volkshochschulen nahe, sodass dieser nur noch einzeln stattfinden darf; 
der Unterrichtung in Kleingruppen steht Ziffer 10 dieser Verfügung entgegen. 



6.  Der Zugang zu Einkaufszentren, „shopping-malls“ oder „factory outlets“ und ver-
gleichbaren Einrichtungen ist ab dem 18.03.2020 nur zu gestatten, wenn sich 
dort nicht zu schließende Einrichtungen nach Nummer 5 Satz 1 befinden, und 
nur zu dem Zweck, diese Einrichtungen aufzusuchen. 

 
7.  Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärkten, Abhol- und 

Lieferdiensten, Apotheken sowie Geschäften des Großhandels ist bis auf weite-
res auch die Öffnung an Sonn- und Feiertagen von 13:00 – 18:00 Uhr gestattet; 
dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag und Ostermontag. 

 
8.  Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgesetzes sind verpflichtet, 

erforderliche Maßnahmen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts und zur Ver-
meidung von Warteschlangen zu treffen. 

 
9.  Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind untersagt. 
 
10. Alle Veranstaltungen sind grundsätzlich untersagt. Das schließt grundsätzlich 

auch Verbote für Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, 
die nach Durchführung einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelas-
sen werden können.  

Auch Versammlungen zur Religionsausübung haben zu unterbleiben. 

Unter Veranstaltungen sind hier sowohl öffentliche als auch private Veranstaltun-
gen zu verstehen. Private Veranstaltungen wie Tauf- oder Hochzeitsfeiern dürfen 
nicht als geschlossene Gesellschaft in Lokalitäten stattfinden. 

Zudem sind nach dem Sinn und Zweck der Maßnahmen auch Privatveranstal-
tungen in häuslicher Umgebung (wie Geburtstagsfeiern) nicht gestattet, da dies 
der Kontaktvermeidung widerspricht. 

Ausgenommen sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen bestimmt 
sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B. Wochenmärkte). 

Ausgenommen sind auch Blutspendetermine, die unter Beachtung der der Pan-

demielage angepassten besonderen hygienischen Vorkehrungen, insbesondere, 

dass bei Blutspendeterminen die Kontakte auf ein Minimum begrenzt werden, die 

Verweildauer der Spender möglichst gering ist und Spender, die einen Anhalt für 

einen Infekt bieten, bereits zu Beginn erkannt werden und den Termin umgehend 

verlassen, durchgeführt werden. 

11.  Die Anordnungen unter Ziffer 1 bis 10 sind sofort vollziehbar. 
 
12.  Die Anordnungen unter Ziffer 1 bis 10 treten mit der öffentlichen Bekanntma-

chung in Kraft und gelten bis zum 19.04.2020. 
 
13.  Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnungen wird hin-

gewiesen (§ 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 Infektionsschutzgesetz). 
 
 
 
 



Begründung: 
 
Zu Ziff. 1-10 und 12 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. 
Auch in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen 
zahlreiche Infektionen. 
 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Ta-
gen und der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es 
erforderlich, weitere- über die in den bislang ergangenen Allgemeinverfügungen ent-
haltenen hinausgehende - kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der 
Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 
 
Die Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren Verzögerung der Infektionsdynamik 
beizutragen und daher erforderlich. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z. B. 
durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte 
Personen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 
Rechtsgrundlage für die Maßnahmen nach den Ziffern 1 bis 6 dieser Allgemeinverfü-
gung ist § 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG). 
 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich befristete Verbot nicht nur zur 
Gefahrenabwehr geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. Zwar 
werden die Grundrechte der Art. 2, Absatz 2, Satz 2, Art. 4, Art. 12 Abs. 1, Art. 14 
Abs. 1, Art. 8 Grundgesetz insoweit eingeschränkt. Die Maßnahmen sind jedoch in 
Anbetracht der vorrangigen Interessen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, 
insbesondere der besonderen Risikogruppen, gerechtfertigt. 
 
Die Befristung bis zum 19.04.2020 erfolgt aus Gründen der Verhältnismäßigkeit. Für 
diese Anordnung bin ich nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz – ZVO-IfSG zuständig. 
 
Zu 7. 
Die Öffnungsmöglichkeit für die Einzelhandelsgeschäfte, Märkte, Hol- und Bring-
dienste zur Lebensmittelversorgung, die Großmärkte und die Apotheken dient der 
Lenkung des Einkaufsverhaltens unter der Zielsetzung des in der aktuellen Situation 
dringend gebotenen Infektionsschutzes durch größtmögliche Kontaktvermeidung. Die 
zusätzlichen Öffnungsmöglichkeiten sollen die Kundenströme so lenken, dass für die 
lebensnotwendigen Einkäufe gerade den pandemierelevanten Berufsgruppen, die 
auf das Wochenende als Einkaufszeit angewiesen sind, ausreichende Einkaufsmög-
lichkeiten zur Verfügung stehen. Die aktuellen Erfahrungen zeigen, dass wichtige 
Lebensmittel zwar grundsätzlich verfügbar, aber an den jeweiligen Einkaufstagen oft 
schon nach einem begrenzten Zeitraum vergriffen sind. Wenn in dieser Situation für 
Personen, die nur am Wochenende einkaufen können, der Samstag der einzige Ein-
kaufstag ist, führt das zwangsläufig an diesem Tag in der relevanten Verkaufszeit zu 
erheblichen Kundenansammlungen. Erfahrungen aus den südlichen EU-Staaten zei-
gen, dass dieses Problem im Verlaufe einer Pandemie eher noch zunehmen kann. 
Von solchen Einkaufssituationen gehen ganz erhebliche Infektionsrisiken aus, die im 
Sinne der jetzt getroffenen Gesamtregelungen dringend zu vermeiden sind. Die An-
ordnung einer über das LÖG NRW hinausgehenden Sonntagsöffnungsmöglichkeit ist 



daher eine dringend gebotene Schutzmaßnahme im Stadium der Bekämpfung einer 
übertragbaren Krankheit im Sinne des 5. Abschnitts des IfSG. Die angeordnete Maß-
nahme stützt sich daher auf § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG. 
 
Zu 10. 

Die Ausnahme der Blutspendetermine vom Veranstaltungsverbot in Ziffer 10 ist ge-
rechfertigt, da die Durchführung der Termine der Versorgung der Bevölkerung mit 
lebensnotwendigen Blutprodukten dienen. 
 
Zu 11. 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs.3 I. V. m. 
§16 Abs. 8 IfSG. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
Zu 13. 

Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung ergibt sich aus § 75 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG. 
 
 
 
 
Ihre Rechte: 

Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Köln,   
Appellhofplatz, 50667 Köln, innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Allge-
meinverfügung schriftlich oder zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Verwaltungsgerichts Klage erheben. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von 
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg ge-
mäß § 55a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbei-
tung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer 
Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. 
I Seite 3803). 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfü-
gung soll beigefügt werden. 
 
Wird die Frist durch einen von Ihnen Bevollmächtigten versäumt, so wird dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet. 
 
Hinweis: 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de 

http://www.justiz.de/


 

Bornheim, den 20.03.2020 

 

Stadt Bornheim als örtliche Ordnungsbehörde 

gez. 

Wolfgang Henseler 

Bürgermeister 

 


